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Einleitung 

§ 1 Grundrälle 

I. Ein italienischer Verkäufer verklagt einen deutschen Käufer auf Zahlung des 
Kaufpreises für Warenlieferungen. Der deutsche Beklagte verlangt vor dem deut-
schen Zivilgericht von dem Italiener, wegen der Prozesskosten Sicherheit zu lei-
sten. In § 110 Abs. 1 S. 1 ZPO a.F. war vorgesehen, dass Kläger vor deutschen 
Gerichten allein deshalb, weil sie nicht die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, 
Prozesskostensicherheit leisten müssen. Verstößt eine solche Vorschrift gegen das 
gemeinschaftsrechtliche allgemeine Diskriminierungsverbot des Art. 12 (ex Art. 6) I 
Abs. 1 EG oder gegen die Warenverkehrsfreiheit gemäß Art. 28 (ex Art. 30) EG? 

11. Ein britischer Verkäufer schließt mit einem deutschen Käufer einen Vertrag 
über die Lieferung von Waren.2 Der Käufer verweigert nach Lieferung die Bezah-
lung mit der Begründung, der Vertrag sei nichtig. Der Verkäufer muss wegen Art. 5 
Nr. 13 oder Art. 2 Abs. 1 EuGVÜ vor einem deutschen Gericht klagen, das auf-
grund des Prinzips der lex fori deutsches Verfahrensrecht anwendet. § 286 der 
deutschen ZPO sieht vor, dass der Verkäufer bei der Klage auf Zahlung des Kauf-
preises in Deutschland den Richter persönlich voll von der Wahrheit der behaupte-
ten Tatsachen überzeugen muss.4 Das englische Recht hingegen begnügt sich 
grundsätzlich mit der überwiegenden Wahrscheinlichkeit. 5 Bei der Anwendung 
englischen Zivilprozessrechts hätte der Verkäufer also Vorteile gegenüber der 
Rechtsdurchsetzung in Deutschland unter Anwendung des deutschen Zivilprozess-
rechts, da er mit höheren Beweiskosten und höheren Ausfallrisiken rechnen muss. 
Stellt diese Erschwerung der Rechtsdurchsetzung gegenüber einem Prozess im 
Heimatstaat des Briten einen Verstoß gegen die Warenverkehrsfreiheit aus Art. 28 
EG dar, weil es sich um ein grenzüberschreitendes Warengeschäft im europäischen 
Binnenmarkt handelt? Besteht aufgrund der EG-Grundfreiheiten die Möglichkeit 

1 Im Folgenden werden nur die Normen des EG-Vertrages in der Fassung des Amster-
damer Vertrages zitiert, auch wenn nach den intertemporalen Vorschriften inhaltsgleiche Nor-
men des EWG-Vertrages oder des EG-Vertrages in einer früheren Fassung zur Anwendung 
gelangten. 

2 Beispiel nach Manfred Wolf, in: Wege zu einem europäischen Zivilprozessrecht, 1992, 
S. 35, 60. 

3 Wenn der Erfüllungsort der Pflicht zur Zahlung des Kaufpreises in Deutschland liegt. 
4 Hartmann, in: Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, ZPO, § 286, Rn. 16. 
5 Maassen, Beweismaßprobleme im Schadensersatzrecht, 1975, S. 12, 43; Coester-

Waltjen, Internationales Beweisrecht, 1983, S. 276, Rn. 358. 

2* 
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für den britischen Verkäufer, die Anwendung des für ihn günstigeren englischen 
Verfahrensrechts auch vor dem deutschen Gericht zu verlangen und damit das eng-
lische Zivilprozessrecht nach Deutschland zu importieren? 

III. Ein französisches Unternehmen führt seine Prozesse in Frankreich grund-
sätzlich ohne Anwalt, da dies kostengünstiger ist und ein Anwaltszwang vor dem 
Tribunal d'Instance als erster Instanz und vor dem Tribunal de commerce unabhän-
gig vom Streitwert nicht besteht.6 Falls die Durchsetzung eines Kaufpreisan-
spruchs in Höhe von mehr als 10.000,- DM gegenüber einem deutschen Abnehmer 
nur im Klageweg möglich ist, besteht in Deutschland vor dem Landgericht wegen 
des lex fori-Prinzips aufgrund von § 78 Abs. 1 ZPO, §§ 23 Abs. 1 Nr. 1,71 Abs. 1 
GVG Anwaltszwang. Durch die Pflicht zur Beauftragung eines Anwalts entstehen 
für das Unternehmen also gegenüber einem Verkauf in Frankreich zusätzliche 
Kosten, wenn es an einen deutschen Abnehmer verkauft hat und daraus ein Prozess 
vor einem deutschen Gericht entsteht. 7 Kann das französische Unternehmen auf 
der Grundlage der Warenverkehrsfreiheit verlangen, so gestellt zu werden, als hätte 
es seine Waren innerhalb Frankreichs verkauft, also seinen Prozess in Deutschland 
unter Anwendung der französischen Regelungen ohne Anwalt durchführen? 

Ähnliche Beispiele lassen sich in Bezug auf Unterschiede der Mitgliedstaaten 
im Kostenrecht - Gerichtsgebühren, Prozesskostensicherheit, Prozesskostenhilfe -, 
in den Anforderungen an die Prozessfähigkeit, bei Präklusionsvorschriften, in der 
Möglichkeit der Durchsetzung von Rechten im Mahnverfahren und im Vollstre-
ckungsschutz,8 bei Vollstreckungsschutzvorschriften und bei der Berechnung pro-
zessualer Fristen bilden.9 Auch die Verfahrensdauer oder die Regelungen der auf-
schiebenden Wirkung von Rechtsmitteln weichen in den Mitgliedstaaten erheblich 
voneinander ab und führen zu unterschiedlicher Dauer, Effizienz und unterschied-
lichen Kosten der Verfahren in den einzelnen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union. 

Während der erste Fall (I) im Hinblick auf einen Verstoß gegen das Diskriminie-
rungsverbot zu untersuchen sein wird (dazu Teil 1, §§ 4-19), verdeutlichen die 
Grundfalle 11 und I1I, in welchen Bereichen die Unterschiede der nationalen Zivil-
verfahrensrechte in Beriihrung mit den Beschränkungsverboten der Grundfreihei-
ten kommen können (dazu Teil 2, §§ 20-34). 

6 Art. 827, 853 n.c.p.c.; Beispiel nach Manfred Wolf, in: Wege zu einem europäischen Zi-
vilprozessrecht, 1992, S. 35, 48. 

7 Die Zuständigkeit der deutschen Gerichte kann sich auch hier aus Art. 5 Nr. 1 oder Art. 2 
Abs. 1 EuGVÜ ergeben. 

S Dazu Stümerl Stadler, in: Transnationales Prozessrecht, S. 263, 270. 

9 V gl. ausführlich Manfred Wolf, in: Wege zu einem europäischen Zivilprozessrecht, 1992, 
S. 35, 38, 46 ff. 
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§ 2 Problemstellung 

I. Die Ansicht Manfred Wolfs 

Manfred Wolf stellte 1992 erstmals einen Zusammenhang zwischen den Unter-
schieden der mitgliedstaatlichen Zivilprozessordnungen und den Grundfreiheiten 
her. Unterschiedliche zivilprozessuale Regelungen könnten dazu führen, dass die 
Zivilprozesse in den Mitgliedstaaten unterschiedlich effektiv, lang und kostenauf-
wändig seien. Dadurch entstünden marktrelevante Störungen, da Zivilprozessnor-
men mit der Rechtsdurchsetzung im Bereich der Grundfreiheiten unmittelbar den 
Leistungsaustausch und seine Ergebnisse berührten.1o Ein vorausschauender 
Marktteilnehmer könnte deshalb den Handel mit Staaten vorziehen, in denen für 
ihn vermeintlich günstige zivilprozessuale Regelungen gelten. Wolf schlägt für 
derartige Fälle die Lösung über das Herkunftslandprinzip vor, wenn eine gemein-
schaftskonforme Auslegung und auch die schlichte Außerachtlassung der nationa-
len Norm nicht möglich ist. 11 Danach kann sich eine Partei in einem Zivilprozess 
in einem anderen Mitgliedstaat grundsätzlich auf das Prozessrecht ihres Heimat-
staates berufen, wenn dieses gegenüber dem Prozessrecht des Gerichtsstaates für 
sie günstiger ist. Unterschiedliche zivilprozessuale Regelungen der Mitgliedstaaten 
sollen danach nur aufrechterhalten werden, wenn sie durch zwingende Erforder-
nisse des Allgemeinwohls gerechtfertigt sindY Dies ergebe sich aus den Grund-
freiheiten in Verbindung mit Art. 10 (ex Art. 5) EG. 13 

11. Der Ansatz Marcel Stormes 

Zustimmung erhält diese Auffassung in gewisser Weise von der von Marcel 
Storme geleiteten, 1987 ins Leben gerufenen Arbeitsgruppe, die sich unter Betei-
ligung je eines Prozessualisten jedes Mitgliedstaates an die Erarbeitung einer 
"EU-ZPO" gewagt hat. 14 Sie knüpft an eine Empfehlung des Ministerrats des 
Europarats in Straßburg aus dem Jahre 1984 an,15 die Thesen für ein künftiges 
europäisches Zivilprozessrecht mit gewissen Mindestanforderungen an ein faires 
und effektives Verfahren aufstellte. 16 Die Notwendigkeit der Erarbeitung harmoni-

10 Manfred Wolf, in: Wege zu einem europäischen Zivilprozessrecht, 1992, S. 35, 38 f. 
11 Manfred Wolf, in: Wege zu einem europäischen Zivilprozessrecht, 1992, S. 35,41 f. 

12 Manfred Wolf, in: Wege zu einem europäischen Zivilprozessrecht, 1992, S. 35,40. 

13 Manfred Wolf, in: Wege zu einem europäischen Zivilprozessrecht, 1992, S. 35, 43. 

14 Vgl. Storme, Rapprochement du Droit Judiciaire de l'union europeenne, Approximation 
of Judiciary Law in the European Union, 1994, S. 37 ff.; für den Weg zur Vereinheitlichung 
der Zivilprozessordnungen auch ders., RabelsZ 56 (1992), S. 290 ff.; ders., in: FS Drobnig, 
1998, S. 177, 187 ff.; Prütting, Europa Institut Saarbrücken Nr. 271, 1992, S. 9, 21; Walter, 
AJP/PJA 1994, S. 425, 426. 

15 Empfehlung Nr. R (84) 5 des Europäischen Ministerrats vom 28. 2. 1984, Straßburg 
1984. 


